
 

 

Warschau, den 26 Mai 2020  

DOOŚ-TSOOŚ.440.3.2018.PSz.24 

 

Frau  

Heide Jekel 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit  

Abteilung WR 14  

 

Robert – Schumann – Platz 3  

D - 53175 Bonn  

 

Betrifft: Entscheidung über die Umweltbedingungen für das Vorhaben „1B.2 Etappe I 

und Etappe II Modernisierungsarbeiten am Grenzfluss Oder im Rahmen des 

Hochwasserschutzentwurfs im Einzugsgebiet von Oder und Weichsel” 

 

Sehr geehrte Frau, 
 

im Zusammenhang mit dem Verfahren, das sich aufs Treffen der Entscheidung über die 

Umweltbedingungen für das Vorhaben „1B.2 Etappe I und Etappe II 

Modernisierungsarbeiten am Grenzfluss Oder im Rahmen des 

Hochwasserschutzentwurfs im Einzugsgebiet von Oder und Weichsel” bezieht, stelle ich 

im Folgenden – nach den Bestimmungen des Abkommens zwischen der Regierung der 

Republik Polen und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland über Durchführung des 

Übereinkommens über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen 

vom 25. Februar 1991, unterzeichnet in Neuhardenberg am 11. April 2006 (nachstehend: 

polnisch-deutsches Abkommen) – Folgendes dar:  

Der Regionaldirektor für Umweltschutz in Stettin hat am 18. März 2020 eine 

Entscheidung über die Umweltbedingungen für das gegenständliche Vorhaben 

getroffen (Entscheidungsnummer: 5/2020, Zeichen: WONS-OŚ.4233.1.2017.KK.68), in 

der die Bemerkungen der deutschen Seite (schriftlich durch deutsche Öffentlichkeit und 

Behörden im Laufe des Verfahrens zu grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen 

vorgebracht) und Ergebnisse der grenzüberschreitenden Regierungskonsultationen (in 

Form des Treffens von Experten, die am 17. Januar 2020 in Stettin stattfanden) wie auch 

die aus dem Protokoll von oben genannten  Konsultationen resultierenden 

Vereinbarungen in Betracht gezogen und entsprechend berücksichtigt wurden. In 

Bezug auf das Obige, übergebe ich – nach Art. 8  des oben genannten polnisch-

deutschen Abkommens – in der Anlage die getroffene Entscheidung samt ihrer 

Begründung, Argumentation (die ihre Grundlage bildet) und Übersetzung der ganzen 

Entscheidung ins Deutsche.   

 



 

 

Gleichzeitig, im Bereich des Zugangs der Öffentlichkeit der betroffenen Seite zum 

Rechtsschutz in Verfahren zur Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden 

Rahmen (wenn Republik Polen als Ursprungspartei gilt), stelle ich folgende Informationen dar. 

In Polen werden diejenigen Umweltfragen, die mit Durchführung eines Vorhabens (das einen 

bedeutsamen Einfluss auf die Umwelt ausüben kann) verbunden sind, in Anlehnung an die 

Regelungen des Gesetzes vom 3. Oktober 2008 über den Zugang zu Informationen über die 

Umwelt und deren Schutz, die Beteiligung der Öffentlichkeit im Umweltschutz und die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (d. h. Gesetzblatt aus dem Jahr 2018, Pos. 2081 mit späteren 

Änderungen), nachstehend UVP-Gesetz genannt, durch eine Verwaltungsentscheidung (d. h. 

eine Entscheidung über die Umweltbedingungen) gelöst. Die oben in Rede stehende 

Entscheidung wird im Rahmen des Verwaltungsverfahrens (dessen Prinzipien wurden im 

Gesetz vom 14. Juni 1960 bestimmt) getroffen, Verwaltungsverfahrensgesetzbuch (d. h. 

Gesetzblatt aus dem Jahr 2018, Pos. 2096 mit späteren Änderungen), nachstehend VwVfG 

genannt.  

I. Recht auf Widerspruch 

Das Verwaltungsverfahren unterliegt in Polen einem Zweiinstanzensystem (Art. 15 VwVfG). 

So etwas bedeutet, dass jede Angelegenheit, über die durch Beschluss einer Behörde der I. 

Instanz entschieden wurde, wegen der eingelegten Berufung einer Überprüfung der Richtigkeit 

von der Seite der Behörde der II. Instanz unterliegt   

II. Träger, die zur Einlegung einer Berufung gegen die Entscheidung über 

Umweltbedingungen berechtigt 

Ein Recht auf Einlegung der Berufung gegen Entscheidung der Behörde der I. Instanz steht 

den Parteien des Verfahrens und den auf Rechten der Partei vorkommenden Trägern zu. 

Wenn die auf Rechten der Partei vorkommenden Träger im Interesse der Allgemeinheit 

handeln, haben sie alle Prozessbefugnisse der Parteien eines Verfahrens parat. Während des 

Verfahrens zum Treffen einer Entscheidung über die Umweltbedingungen kommen sonst 

soziale Organisationen (darunter vor allem die Umweltorganisationen) als Träger auf Rechten 

der Parteien vor.   

III. Parteien des Verfahrens 

Als eine Partei des Verfahrens gilt jeder, mit dessen rechtlichem Interesse oder Rechtspflicht 

das Verfahren verbunden ist oder der die Handlung einer Behörde wegen seinem rechtlichen 

Interesse oder seiner Rechtspflicht verlangt (Art. 28 VwVfG). Im Verfahren zum Treffen einer 

Entscheidung über die Umweltbedingungen haben – neben  dem Investor (Antragssteller) – 

auch die Eigentümer (Miteigentümer) und Erbnießbraucher von den als Investitionsgebiete 

geltenden Immobilien sowie von Immobilien, die auf einem Gebiet sich befinden, auf das das 

Vorhaben (in einer vom Antragssteller vorgeschlagenen Form) einwirken wird, verfügen über 

das rechtliche Interesse. Unter diesem Gebiet wird Folgendes verstanden: 

  

(1) ein vorgesehenes Gebiet auf dem das Vorhaben durchgeführt wird, sowie ein in 100 m 



 

 

Entfernung von Grenzen dieses Gebietes befindlicher Raum oder (2) Grundstücke, auf denen 

die Umweltqualitätsstandards infolge der Durchführung des Vorhabens, seiner Nutzung oder 

seines Betriebs überschritten würden oder (3) die im Bereich einer erheblichen Einwirkung 

vom Vorhaben (das Einschränkungen in Bewirtschaftung des Grundstücks in 

Übereinstimmung mit ihrer aktuellen Bestimmung nach sich ziehen kann) befindlichen 

Grundstücke (Art. 74 Abs. 3a des UVP-Gesetzes). 

 

Im Lichte der den ökologischen Organisationen übertragenen Befugnisse können diese 

(unabhängig davon, ob sie am Verfahren zum Treffen der Entscheidung über die 

Umweltbedingungen, im Rahmen dessen die Umweltverträglichkeitsprüfung erfolgte, 

teilgenommen haben) eine Berufung gegen die Entscheidung der Behörde der I. Instanz 

einlegen. Dann nehmen sie am Berufungsverfahren auf Rechten der Partei teil (Art. 44 des 

UVP-Gesetzes). Der Begriff „ökologische Organisation” bezieht sich auf eine soziale 

Organisation, als deren satzungsgemäße Zweck der Umweltschutz gilt (Art. 3 Abs. 10 des 

UVP-Gesetzes). Die restlichen sozialen Organisation werden den Gebrauch vom Recht auf 

Anfechtung der Entscheidungen nur dann machen können, wenn sie von der Behörde der I 

Instanz zur Beteiligung an dem in Rede stehenden Verfahren auf Rechten der Partei 

zugelassen wurden. Wenn eine soziale Organisation die Zulassung zum 

Verwaltungsverfahren verlangt, soll sie die Übereinstimmung ihres satzungsgemäßen Zwecks 

mit dem Verfahrensgegenstand und dass ein wichtiger sozialer Interesse für ihre Teilnahme 

spricht nachweisen. (Art. 31 §1 Ziffer 2 VwVfG).    

Sollte die Berufung von einem unberechtigten Subjekt eingelegt werden, so stellt das 

Berufungsorgan die Unzulässigkeit einer solchen Berufung fest, ohne die darin erhobenen 

Einwendungen zu untersuchen.  

IV. Art und Weise der Berufungseinlegung sowie die für Untersuchung der 

Berufung zuständigen Organe  

Die Berufung wird bei einem höheren Organ (Organ der II. Instanz) durch Vermittlung  von 

demjenigen Organ, das die Entscheidung in der I. Instanz getroffen hat, eingelegt.  Die 

Berufungsorgane im Falle der Entscheidung über die Umweltbedingungen, die von folgenden 

Behörden getroffen wurden: 

 

 Landrat, Gemeindevorsteher, Bürgermeister oder Stadtpräsident – kommunale 

Einspruchskommission, 

 Vorsteher der Regionaldirektion der Staatsforsten – der Regionaldirektor der 

Staatsforsten,   

 Regionaldirektor für Umweltschutz – Generaldirektor für Umweltschutz. 

Als Ausnahme von dem oben genannten Grundsatz werden diejenigen Angelegenheiten 

gelten, in denen die Entscheidung über Umweltbedingungen vom Generaldirektor für 

Umweltschutz (als Organ der I. Instanz) getroffen werden.  

 



 

 

V. Berufungsform 

 

Die Berufung gegen eine Verwaltungsentscheidung kann auf folgende Art und Weise eingelegt 

werden (Art. 63 VwVfG): 

 

 schriftlich,  

 per Telex, 

 mündlich zum Protokoll, 

 durch  Telekopierer, 

 oder unter Anwendung von anderen elektronischen Kommunikationsmitteln durch 

elektronischen Posteingang der Verwaltungsbehörde. Eine Berufung in elektronischer 

Form wird für wirksam eingelegt gehalten, wenn sie eine qualifizierte elektronische 

Signatur (verifiziert durch ein wichtiges Zertifikat oder – wenn der Berufungseinleger keine 

solche Signatur hat – mithilfe eines sogenannten vertrauenswürdigen Profils auf einer 

elektronischen Dienstplattform der öffentlichen Verwaltung) hat. 

VI. Formfordernisse für die Berufung 

Damit die Berufung untersucht werden kann, soll sie folgende Elemente enthalten: 

 Angabe der Partei, von der sie stammt, sowie ihrer Adresse. Sollte die Partei durch einen 

Bevollmächtigten handeln, so muss ein entsprechendes Dokument, in dem die Befugnisse 

zu ihrer Vertretung nachgewiesen werden, der Berufung beigelegt werden; 

 eine eigenhändige und leserliche Unterschrift der Partei oder ihres Bevollmächtigten. 

Wenn die Partei eine juristische Person (beispielsweise ein Staatsunternehmen, eine 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung, eine Aktiengesellschaft, ein Verein, eine Stiftung) 

ist, soll die Berufung nach der Vertretungsart der Partei (die muss auch durch Beilegen 

eines entsprechenden Dokuments bestätigt werden) unterschrieben werden; 

 Angabe der angefochtenen Entscheidung (ihres Zeichens, des Datums ihres Treffens und 

des Verwaltungsorgans, das sie getroffen hat);  

 Ausdruck der Unzufriedenheit mit der Entscheidung des Organs der I. Instanz. Es ist dabei 

zu betonen, dass die Berufung keiner ausführlichen Begründung bedarf, wenn besondere 

Vorschriften keine anderen Erfordernisse feststellen (Art. 128 VwVfG). Die Unzufriedenheit 

der Partei kann sich nur in Aufforderung zur erneuten Prüfung der Sache oder zur 

Aufhebung der Entscheidung zeigen, ohne dass die Einwände gegen die Entscheidung 

des Organs der I. Instanz präzisiert werden.   

Wenn die Berufung den oben genannten rechtlich-formellen Erfordernissen nicht entspricht, 

richtet das Berufungsorgan an die Partei eine Aufforderung zu ihrer Behebung innerhalb  von 

7 Tagen nach ihrer Zustellung. Nichterfüllung von Pflichten, die in der Aufforderung genannt 

wurden, hat Absehen von Entscheidung über eine solche Berufung zur Folge (Art. 64 § 2 

VwVfG).  

VII. Zustellung der Entscheidung  

Wenn die Zahl der Parteien des Verfahrens zum Treffen der Entscheidung über 

Umweltbedingungen nicht höher als 10 ist, erfolgt die Zustellung dieser Entscheidung auf 



 

 

postalischem Wege gegen Empfangsbescheinigung oder durch Vermittlung der Angestellten 

von einem Verwaltungsorgan, das sie getroffen hat oder auch durch Vermittlung der anderen 

berechtigten Personen oder Behörden  (Art. 39 VwVfG). Wenn die Zahl der Parteien des oben 

genannten Verfahrens höher als 10 ist, werden sie von der getroffenen Entscheidung durch 

Bekanntmachung oder auf eine andere in angegebener Ortschaft übliche Art der öffentlichen 

Bekanntgabe in Kenntnis gesetzt. Dann wird die Entscheidung nach Ablauf von 14 Tagen   ab 

dem der öffentlicher Bekanntgabe folgenden Tag für zugestellt gehalten (Art. 49 VwVfG im 

Zusammenhang mit Art. 74 Abs. 3 des UVP-Gesetzes). In polnischer Gesetzgebung wurde 

auch Zustellung der Entscheidung unter Anwendung von elektronischen 

Kommunikationsmitteln (nach Art. 391 VwVfG) vorgesehen.  

VIII. Öffentliche Bekanntgabe der Information 

Unabhängig davon, ob die Parteien des Verfahrens über getroffene Entscheidung durch ihre 

Zustellung informiert werden, gibt ein zum Treffen der Entscheidung zuständiges Organ (nach 

Art. 38 des UVP-Gesetzes) im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit am Treffen der 

Entscheidung die Information über getroffene Entscheidung und Möglichkeit, sich mit ihrem 

Inhalt vertraut zu machen, öffentlich bekannt. Unter öffentlicher Bekanntgabe der Information 

wird Zugänglichmachen der Information auf der Webseite des Bulletins für öffentliche 

Mitteilung einer in der Sache zuständigen Behörde; Bekanntgabe der Information auf eine  im 

Sitz der in der Sache zuständigen Behörde übliche Art und Weise; Bekanntgabe der 

Information auf eine am Lokalisierungsort des Vorhabens übliche Art und Weise verstanden; 

sollte sich der Sitz der in der Sache zuständigen Behörde auf dem Gebiet einer anderen 

Gemeinde (als die örtlich für Verfahrensgegenstand zuständige Gemeinde) befinden – auch 

durch Bekanntmachung in der Presse oder auf in einer für Verfahrensgegenstand zuständige 

Ortschaft oder Ortschaften übliche Art und Weise (Art. 3 Ziffer 13).   

IX. Berufungsfrist 

Die Berufung wird innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung der Entscheidung an die Partei 

und wenn diese Entscheidung mündlich bekanntgegeben wurde, beginnt diese Frist ab ihrer 

Bekanntgabe auf der Webseite (Art. 129 § 2 VwVfG). Wenn besondere Vorschriften keine 

andere Frist vorsehen, wird die oben genannte Frist von 14 Tagen  für eine gesetzliche Frist 

gehalten, die von der öffentlichen Verwaltungsbehörde weder verkürzt noch verlängert werden 

kann. Die Berufungsfrist beginnt  an demjenigen Tag zu laufen, der nach Zustellung der 

Entscheidung oder ihrer Bekanntgabe auf der Webseite folgt. 

Neben dem Tag, an dem die Berufung persönlich bei der Behörde der I. Instanz eingelegt 

wurde, werden folgende Tage für Zustellungsdatum von Berufung gehalten (Art. 57 VwVfG): 

 

 Absendung in Form eines elektronischen Dokuments an öffentliche Behörde, wenn der 

Absender eine amtliche Empfangsbestätigung erhalten hat (nach Art. 63 VwVfG);  

 Absendung im Postamt eines öffentlichen Betreibers; 

 Einlegung in der polnischen konsularischen Vertretung; 

 Einlegung durch einen Soldaten bei der Leitung des Militärstützpunktes; 

 Einlegung durch Mitglied einer Schiffsbesatzung beim Schiffskapitän; 



 

 

 Einlegung durch einen Inhaftierten bei der Verwaltungsbehörde einer 

Justizvollzugsanstalt.  

Hervorzuheben ist es, dass die Belehrung darüber, ob und auf welche Art und Weise die 

Parteien eine Berufung einlegen können, als ein unentbehrlicher Bestandteil jeder 

Verwaltungsentscheidung gilt.  

X. Ergebnis des Berufungsverfahrens  

Infolge der erneuten Prüfung des Falles trifft das Berufungsorgan per Verwaltungsbeschluss 

eine der folgenden Entscheidungen: 

 die angefochtene Entscheidung wird aufrechterhalten (Art. 138 § 1 Ziffer 1 VwVfG); 

 die angefochtene Entscheidung wird ganz oder teilweise aufgehoben und in diesem 

Bereich entscheidet das Berufungsorgan dem Wesen der Sache nach oder – diese 

Entscheidung aufhebend – stellt das Verfahren der ersten Instanz ein (Art. 138 § 1 Ziffer 2 

VwVfG); 

 das Berufungsverfahren wird eingestellt (Art. 138 § 1 Ziffer 3 VwVfG); 

 die angefochtene Entscheidung wird ganz aufgehoben und die Sache zur erneuten 

Prüfung ans Organ der ersten Instanz zurücküberwiesen, wenn die Entscheidung unter 

Verstoß gegen Verfahrensvorschriften getroffen wurde und der für Erklärung notwendige 

Rahmen der Sache einen bedeutenden Einfluss auf ihre Entscheidung ausübt (Art. 138 § 

2 VwVfG). 

Die im Berufungsverfahren getroffene Entscheidung endet den Verwaltungsgang der Sache. 

So etwas bedeutet, dass, sie zur endgültigen Entscheidung wird. Derjenigen Partei, die mit 

der Entscheidung des Organs der II. Instanz unzufrieden ist, steht eine Beschwerde beim 

woiwodschaftlichen Verwaltungsgericht zu. Sie soll innerhalb von 30 Tagen nach Zustellung 

der Entscheidung eingelegt werden.  

XI. Verfahren zur Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden 

Rahmen  

Nach Art. 112 des UVP-Gesetzes, übergibt Generaldirektor für Umweltschutz die vom 

Antragssteller übersetzte Entscheidung über die Umweltbedingungen unverzüglich an den am 

Verfahren zu Umweltauswirkungen im grenzüberschreitenden Rahmen beteiligten Staat und 

zwar im Teil, der dem anderen es möglich macht, sich damit vertraut zu machen, auf welche 

Art und Weise die Ergebnisse des Verfahrens zu Umweltauswirkungen im 

grenzüberschreitenden Rahmen geprüft und beim Treffen der Entscheidung berücksichtigt 

wurden.  

In Bezug auf das Obige muss erklärt werden, dass die Übersetzung der Entscheidung über 

Umweltbedingungen für das Vorhaben unverzüglich nach Zustellung dieser Entscheidung an 

den Antragssteller in Auftrag gegeben wird. 

Nach  Art. 6 Abs. 9 des Übereinkommens über den Zugang zu  Informationen, die 

Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 



 

 

Umweltangelegenheiten, unterzeichnet in Aarhus am 25. Juni 1998 (nachstehend Aarhus-

Konvention genannt), gewährleistet dagegen jede Partei, dass die Öffentlichkeit unverzüglich 

über die Entscheidung nach entsprechenden Prozeduren informiert wird, wenn sie von der 

öffentlichen Gewalt getroffen wird. Jede Partei macht der Öffentlichkeit die Sentenz der 

Entscheidung samt den Voraussetzungen und Feststellungen, auf die diese Entscheidung 

gestützt wurde, zugänglich.  

Die Aarhus-Konvention definiert die Begriffsbedeutung nicht unverzüglich, weist jedoch darauf 

hin, dass die Entscheidung nach entsprechenden Prozeduren übergeben werden soll.  

Bezugnehmend auf den oben genannten Art. 112 des UVP-Gesetzes und auf Art. 6 Abs. 2  

des Übereinkommens über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden 

Rahmen, bearbeitet in Espoo am 25. Februar 1991 (nachstehend Espoo-Konvention genannt), 

wird die Entscheidung für das Vorhaben, im Falle dessen die Umweltverträglichkeitsprüfung 

im grenzüberschreitenden Rahmen erfolgte, unverzüglich an die von zuständiger Behörde 

betroffene Partei oder Parteien übergeben, wenn ihre Übersetzung übertragen wird.  

Die Verpflichtung zur Sicherstellung des Zutritts zu Berufungsprozeduren im UVP-Verfahren 

wird im Art. 9 Abs. 2 der Aarhus-Konvention und gleichzeitig im Art 11 der Richtlinie 

2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 

Projekten bestimmt. Damit festgestellt werden kann, auf welche Art und Weise obige 

Verpflichtung ihre Anwendung im Bereich des Verfahren zur Umweltverträglichkeitsprüfung im 

grenzüberschreitenden rahmen findet, muss die Aufmerksamkeit auf einige bedeutende 

Fragen gelenkt werden. Erstens, soll obige Verpflichtung im Lichte des Art. 3 Abs. 9 der 

Aarhus-Konvention interpretiert werden, nach dem ,,[im] Rahmen der einschlägigen 

Bestimmungen dieses Übereinkommens hat die Öffentlichkeit den Zugang zu Informationen, 

die Möglichkeit, an Entscheidungsverfahren teilzunehmen und Zugang zu Gerichten in 

Umweltangelegenheiten, ohne dabei wegen Staatsangehörigkeit, Volkszugehörigkeit oder 

Wohnsitz benachteiligt zu werden (…)”. Aus dem Obigen erhellt, dass die aus Art. 9 Abs. 2 

der Aarhus-Konvention und aus Art. 11 der Richtlinie 2011/92/EU resultierenden Befugnisse 

im Bereich des Zugangs zu Gerichten sowohl den Rechtssubjekten aus dem Staat – der 

Ursprungspartei als auch denen aus dem Staat – der betroffenen Seite zustehen. Die mit dem 

Zugang zu Berufungsmitteln verbundenen Prozeduren sollen also Einlegung der 

Berufungsmittel durch Subjekte, die aus einem Staat – der betroffenen Seite kommen, 

ermöglichen und zwar auf eine solche Art und Weise, die sie in keine weniger günstige Stellung 

als die Subjekte aus dem Staat – der Ursprungsseite einnehmen lässt.  

Zweitens, die oben genannten Bestimmungen haben keine direkte Folge. So etwas bedeutet, 

dass ausführliche Prinzipien für Zugang zu Berufungsprozeduren von Landesvorschriften 

nach dem Grundsatz der prozeduralen Autonomie von Mitgliedsstaaten  bestimmt werden. 

Infolge dessen, diejenigen Subjekte, die aus einem Staat – der betroffenen Seite kommen und 

ein Berufungsmittel gegen die Entscheidung über Umweltbedingungen einlegen wollen, 

müssen die mit Gesetzgebung der betroffenen Seite übereinstimmenden Anforderungen 

(darunter auch Anforderungen, die mit Prozessführungsbefugnis verbundene Anforderungen 

sowie formelle Anforderungen) erfüllen.  

Bezugnehmend auf die im vorliegenden Schreiben dargestellten Informationen, steht das 

Recht auf Einlegung einer Berufung gegen die vom Organ der I. Instanz getroffene 



 

 

Verwaltungsentscheidung auf den gleichen Rechten den Bürgern oder sozialen 

Organisationen von der Republik Polen und Bundesrepublik Deutschland (auf allgemeinen 

Prinzipien und nach Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzbuches sowie des UVP-

Gesetzes) zu. Im Zusammenhang damit werden die gleichen Rechte – nach Art. 2 Abs. 6 der 

Espoo-Konvention – der Öffentlichkeit der Ursprungsseite und der betroffenen Seite 

zugesichert.   

XII. Verfahren zur Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben „1B.2 

Etappe I und Etappe II Modernisierungsarbeiten am Grenzfluss Oder im Rahmen des 

Hochwasserschutzentwurfs im Einzugsgebiet von Oder und Weichsel“  

Die Entscheidung über die Umweltbedingungen für das Vorhaben „1B.2 Etappe I und Etappe 

II Modernisierungsarbeiten am Grenzfluss Oder im Rahmen des Hochwasserschutzentwurfs 

im Einzugsgebiet von Oder und Weichsel” wird – nach Art. 49 VwVfG – den 

Verfahrensbeteiligten im Wege der Bekanntmachung zugestellt. Die Zustellung der 

Entscheidung wird nach Ablauf von 14 Tagen (gerechnet ab demjenigen Tag, der dem Datum 

der öffentlichen Bekanntmachung folgt) für vollendet gehalten. Nach Art. 129 §2 VwVfG, 

beginnt die Frist für Einlegung der Berufung nach dem Datum der Zustellung dieser 

Entscheidung an die Partei (d. h. Nach Ablauf von weiteren 14 Tagen) zu laufen.  

Das Obige bezieht sich auf Parteien des Verwaltungsverfahrens; polnische Öffentlichkeit wird 

nämlich nach Art. 38 des UVP-Gesetzes informiert. 

Ich bitte höflich, interessierte Öffentlichkeit und interessierte Behörden vom Treffen der 

Entscheidung über Umweltbedingungen, von möglichen Berufungsmitteln und von der 

Möglichkeit in Kenntnis zu setzen, sich mit Inhalt der Entscheidung vertraut zu machen. 

 

 

 

 

        Hochachtungsvoll 
 

Dr. Wioletta Ładno 

stellvertretende Direktorin des Departements 

         für Umweltverträglichkeitsprüfungen 
 

Anlage: 

1. Entscheidung vom 18. März 2020 (Entscheidungsnummer: 5/2020, Zeichen: WONS-

OŚ.4233.1.2017.KK.68) über die Umweltbedingungen für das Vorhaben „1B.2 Etappe I und 

Etappe II Modernisierungsarbeiten auf dem Grenzfluss Oder im Rahmen des 

Hochwasserschutzentwurfs im Einzugsgebiet von Oder und Weichsel” (das Ganze in polnischer 

und deutscher Sprache)  
 

Zur Kenntnis: 

1. Frau Aleksandra Stodulna, amtierende Regionaldirektorin für Umweltschutz in Stettin 


